
AMTSBLATT          

des  
Landkreises   
Mühldorf a. Inn 
 
 

Nr. 20 27.03.2026 Seite 158 

 
 
 
 
 

Landratsamt Mühldorf a. Inn • Töginger Straße 18 • 84453 Mühldorf a. Inn 
Telefon 08631/699-0 •Fax 08631/699-699 • Internet: www.landkreis-muehldorf.de • E-Mail poststelle@lra-mue.de 

- Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Mühldorf a. Inn zum 

Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen ("Tiergesundheitsrecht") 

i.V.m. der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-

Verordnung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Nr. 20 27.03.2026  Seite 159 

 
 
 
 
 
 

 

Aktenzeichen.: 54-565 
 

Veterinärwesen, 
Gesundheitlicher Verbraucherschutz 

 
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Mühldorf a. Inn zum Vollzug 
der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Verord-
nung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)  

 
Anlage 1: 
Karte mit der Darstellung der betroffenen Gebiete im Landkreis Mühldorf a. Inn 
 

 
 
https://visualgeoserver.fli.de/visualize-this-
map/206C4819FB41E0042E1017CFE8A103F2C765C08C9912CCADAD6CDC6D68EC698D 
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Auf der Grundlage der Art. 60 – 71 der VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 11 – 67 der VO (EU) 
2020/687 i. V. m. §§ 11 – 16 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest und die Newcast-
le-Krankheit (Geflügelpest-Verordnung – GeflPV) in der Fassung vom 20.12.2005 erlässt das Land-
ratsamt Mühldorf a. Inn folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Die Allgemeinverfügung vom 26.03.2026 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 19) wird mit Wirkung 
ab dem 28.03.2026 widerrufen und durch diese Allgemeinverfügung ersetzt.  
 

2. Es wird der Ausbruch der Newcastle-Krankheit (ND) im Landkreis Mühldorf a. Inn am 
04.03.2026 amtlich festgestellt. Zudem hat der Landkreis Rottal-Inn am 26.03.2026 einen 
weiteren Ausbruch der Newcastle-Krankheit (ND) amtlich festgestellt. 
 

3. Um den Seuchenbestand im Landkreis Rottal-Inn wird eine Schutzzone (früher „Sperrbe-
zirk“) mit einem Radius von mindestens drei Kilometern festgelegt. Die Grenze der Schutz-
zone ist im folgenden Kartenausschnitt rot dargestellt. Die als Anlage 1 beigefügte Karte der 
Schutz- und Überwachungszonen ist Bestandteil dieser Allgemeinverfügung. Die Schutzzo-
ne umfasst das Gebiet folgender Gemeinden: 

 
Teile des Gemeindegebietes der Stadt Neumarkt – Sankt Veit 

  
4. Außerdem wird um den jeweiligen Seuchenbestand eine Überwachungszone (früher „Be-

obachtungsgebiet“) mit einem Radius von mindestens zehn Kilometern festgelegt. Die 
Grenze der Überwachungszone ist im folgenden Kartenausschnitt blau dargestellt. Nach-
dem sich die Überwachungszone zum neuen Ausbruch im Landkreis Rottal-Inn in der bishe-
rigen Überwachungszone befindet, wird diese nicht gesondert dargestellt. Die als Anlage 1 
beigefügte Karte der Schutz- und Überwachungszonen ist Bestandteil dieser Allgemeinver-
fügung. Die Überwachungszone umfasst das Gebiet folgender weiterer Ortschaften und 
Gebiete: 
 
Übrige Teile des Gemeindegebietes der Stadt Neumarkt – Sankt Veit 
Teile der Gemeinde Egglkofen 
Teile der Gemeinde Lohkirchen 
Teile der Gemeinde Mettenheim 
Teile der Gemeinde Niederbergkirchen 
Teile der Gemeinde Niedertaufkirchen 
Teile der Gemeinde Oberbergkirchen 
Teile der Gemeinde Schönberg 
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5. Gleichzeitig werden für die Gebiete gemäß der Ziffern 3 und 4 die nachstehenden Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen angeordnet (siehe Tabelle): 
 

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Ziffer 5 
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1. Kontrollen und Untersuchungen des Bestandes durch das Veterinäramt 
Mühldorf a. Inn sind durch Tierhalter zu dulden und zu unterstützen. 
Art. 26, Art. 22 und Art. 41 VO (EU) 2020/687 

x x 

2. Verbringungsverbote:  
  

a) Folgende Tiere und Erzeugnisse dürfen nicht in oder aus einem Bestand 
("Betrieb" im Sinne es Art. 4 Nr. 27 der VO (EU) 2016/429) verbracht wer-
den: 
Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO 
(EU) 2016/429 i. V. m. § 15 Nr. 3, § 16 Abs. 2 Nr. 2. GeflPV (Fassung 
vom 20.12.2005) 

  

- Vögel, x x 
- Bruteier; x x 

b) Folgende Tiere und Erzeugnisse dürfen nicht aus einem Bestand ("Be-
trieb" im Sinne es Art. 4 Nr. 27 der VO (EU) 2016/429) verbracht werden: 
Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO 
(EU) 2016/429 i. V. m. § 15 Nr. 3, § 16 Abs. 2 Nr. 2. GeflPV (Fassung 
vom 20.12.2005) 

  

- Fleisch von Geflügel und Federwild, x x 
- Eier für den menschlichen Verzehr, x x 
- sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte, die von Geflügel und 

Federwild stammen, x x 

Ausgenommen von Buchstabe b) sind    
- Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als sichere Waren gelten. Als si-

cher gelten die Waren nach Anhang VII der VO (EU) 2020/687. x x 

- Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die einer Behandlung nach Anhang VII 
der VO (EU) 2020/687 unterzogen wurden. x x 

- Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante Materialien, die 21 Tage, 
rückgerechnet auf den Tag, an dem der Verdacht gemeldet wurde, ge-
wonnen oder erzeugt wurden. 

x x 

- Erzeugnisse, die in der Schutzzone hergestellt wurden und von Vögeln 
gewonnen wurden,  

a) die außerhalb der Schutzzone gehalten wurden, 
b) die außerhalb der Schutzzone gehalten und geschlachtet wur-

den; oder 
c) die außerhalb der Schutzzone gehalten und in der Schutzzone 

geschlachtet wurden; 
 

x x 
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- Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeugnisse. x x 
(Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 
VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 1 und § 27 Abs. 4 Nr. 1 Gefl-
PestSchV) 

  

3. Aufstallungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben alle gehaltenen Vögel (Aves) 
von freilebenden Vögeln abzusondern.  
Art. 25 Abs. 1 a) und Art. 40 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 
2016/429 i. V. m. § 15 Abs. 2 GeflPV (Fassung 20.12.2005) 

x x 

4. Eigenüberwachung: Tierhaltende Betriebe haben eine zusätzliche Überwa-
chung im Betrieb durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel einmal am Tag 
auf Veränderungen zu prüfen sind (gesteigerte Todesrate, verringerte Beweg-
lichkeit der Tiere, signifikanter Anstieg oder Rückgang der Produktionsdaten). 
Jede erkennbare Änderung ist dem Veterinäramt unverzüglich telefonisch 
mitzuteilen (Tel. 08631/699-728). 
(Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

x x 

5. Schadnagerbekämpfung: Tierhaltende Betriebe haben Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Insekten und Nagetieren sowie anderer Seuchenvektoren 
im Betrieb und um den Betrieb herum ordnungsgemäß anzuwenden und hier-
über Aufzeichnungen zu führen. 
(Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

x x 

6. Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben an allen Zufahrts- und 
Abfahrtswegen täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzuführen. Hierzu sind 
die auf der Webseite der Deutschen Veterinärmedizinischen Gesellschaft 
(DVG) unter https://www.desinfektion-dvg.de als geeignet gelisteten Desinfek-
tionsmittel für Stallungen zu verwenden. 
(Art. 25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

x x 

   
7. Biosicherheitsmaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben zum Schutz vor 

biologischen Gefahren sicherzustellen, dass jegliche Personen, die mit den 
gehaltenen Vögeln im Betrieb in Berührung kommen oder den Betrieb betre-
ten oder verlassen, Hygienemaßnahmen beachten, insbesondere gelten fol-
gende Maßnahmen: 

  

- Die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des 
Geflügels sind gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren zu si-
chern. 

x - 

- Die Ställe und sonstigen Standorte dürfen von betriebsfremden Personen 
nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung be-
treten werden. Diese ist nach dem Verlassen abzulegen und bei Mehr-
wegschutzkleidung regelmäßig bei mind. 60 °C zu waschen, Ein-
wegschutzkleidung ist nach Gebrauch unschädlich in einer vor unbefug-
tem Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen. 

x x 

- Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist ebenfalls nach Gebrauch 
unverzüglich zu reinigen und zu desinfizieren bzw. Einwegschutzkleidung 
nach Gebrauch unverzüglich unschädlich zu beseitigen. 

x x 

- Vor dem Betreten und nach dem Verlassen der Stallungen sind die Hän-
de (mit Seife) zu reinigen und anschließend zu desinfizieren (Handdesin-
fektionsmittel), 

- Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und Stallkleidung einzuhalten. 
 

 
x 
 
 
x 

 
x 

 
 
x 
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- Schuhe sind bei Betreten und Verlassen der Stallung zu reinigen und zu 
desinfizieren. 

 
 

    x 
 

 
 

     x 

(Art. 25 Abs. 1 e) und Art. 40 VO (EU) 2020/687   
8. Aufzeichnungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben eine vollständige Auf-

zeichnung über alle Personen zu führen, die den Betrieb besuchen, und dem 
Veterinäramt auf Anfrage zur Verfügung zu stellen. Das gilt nicht für Besu-
cher, die bei einem geschlossenen System keinen Zugang zur Tierhaltung 
hatten. 
(Art. 25 Abs. 1 f) und Abs. 2 und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

x x 

9. Tierkörperbeseitigung: Tierhaltende Betriebe haben ganze Tierkörper und 
Teile von toten oder getöteten gehaltenen Vögeln als Material der Kategorie 2 
nach den Vorgaben der VO (EG) Nr. 1069/2009 bei folgenden beauftragten 
Entsorgungsunternehmen ordnungsgemäß zu beseitigen: 

 
Berndt GmbH – NL St. Erasmus 
Jettenbacher Str. 12 
84478 Waldkraiburg 
Tel.: 08638-9871-0 
Fax: 08638-9871-71 
 
 (Art. 25 Abs. 1 g) und Abs. 2 und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

x x 

10. Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene Vögel zur Aufstockung des 
Wildvogelbestands freilassen. 
Art. 27 Abs. 1 i.V.m. Art. 40 VO (EU) 2020/687 

x x 

11. Veranstaltungen: Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügel-
märkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten. 
Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 15 Abs. 2 Nr. 4 GeflPV (Fassung vom 
20.12.2005) Art. 27 Abs. 1 i.V.m. Artikel 40 der VO (EU) 2020/687 

x x 

12. Der Transport von Tieren und Erzeugnissen durch die Sperrzone muss  
a.  ohne Unterbrechung oder Entladen in der Sperrzone,  
b.  vorzugsweise über die großen Verkehrsachsen oder Hauptschienenwege 

und  
c.  unter Meidung der näheren Umgebung von Betrieben, in denen Tiere geliste-

ter Arten (Aves) gehalten werden, erfolgen  
(Art. 22 Abs. 4 VO (EU) 2020/687). 

x x 

13. Transportmittel für Verbringungen gehaltener Vögel und der Erzeugnisse 
von gehaltenen Vögeln durch die Sperrzone hindurch müssen so konstruiert 
und gewartet sein, dass eine Leckage oder ein Entweichen von Tieren, Er-
zeugnissen oder Gegenständen, die ein Risiko für die Tiergesundheit bergen, 
verhindert wird, unverzüglich nach jedem Transport von Tieren, Erzeugnissen 
oder jeglichen Gegenständen, die ein Risiko für die Tiergesundheit bergen, 
gereinigt und desinfiziert sowie getrocknet oder trocknen gelassen werden, 
bevor erneut Tiere oder Erzeugnisse aufgeladen werden. Die Reinigung und 
Desinfektion ist angemessen zu dokumentieren  
(Art. 24 VO (EU) 2020/687). 
 
 
 

x x 
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14. Die zuständige Behörde führt für die in der Schutzzone gelegenen Bestände 
Dokumentenkontrollen, eine Überprüfung der Biosicherheitsmaßnahmen so-
wie klinische Untersuchungen durch und kann serologische oder virologische 
Untersuchungen anordnen.  
(Art. 26 VO (EU) 2020/687). 

x - 

15. Die zuständige Behörde führt in der Überwachungszone stichprobenartig 
Dokumentenkontrollen, eine Überprüfung der Biosicherheitsmaßnahmen so-
wie klinische Untersuchungen durch und kann serologische oder virologische 
Untersuchungen anordnen  
(Art. 41 VO (EU) 2020/687). 

- x 

16. Die zuständige Behörde kann die Tötung und unschädliche Beseitigung in 
der Sperrzone (=Schutzzone und Überwachungszone) gehaltener Vögel an-
ordnen, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung, insbesondere 
zur unverzüglichen Beseitigung eines Infektionsherdes erforderlich ist.  
(Art. 22 VO (EU) 2020/687) 

x x 

17. Probenahmen in den Betrieben in der Sperrzone, in denen Vögel gehalten 
werden, die anderen Zwecken dienen, als das Auftreten der Newcastle Dise-
ase zu bestätigen oder auszuschließen, bedürfen einer Genehmigung durch 
die zuständige Behörde.  
(Art. 22 Abs. 7 VO (EU) 2020/687). 

x x 

 
6. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 2 bis 5 wird angeordnet, soweit nicht bereits kraft Ge-

setzes die aufschiebende Wirkung aufgehoben ist. 
 

7. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 
 

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben. 
 

Begründung: 
 
I. 

 
Die Newcastle Krankheit, auch als atypische Geflügelpest bezeichnet, ist eine weltweit verbreitete, 
hoch ansteckende Viruserkrankung bei Geflügel und Wildvögeln, verursacht durch das Paramyxovi-
rus. Sie ist anzeigepflichtig, verläuft oft tödlich (bis zu 100% Sterberate) und führt zu schweren wirt-
schaftlichen Schäden. Zu den betroffenen Tierarten gehören Hühner und Puten, aber auch Enten, 
Gänse, Tauben und Zier- /Wildvögel. Die häufigsten Symptome sind Atemnot, grüner Durchfall, Apa-
thie, verringerte Legeleistung, geschwollene Augenlider und bläuliche Kämme, aber auch neurologi-
sche Anzeichen wie Halsverdrehen (Torticollis), Lähmungen und Zittern sind häufig. Die Übertra-
gung erfolgt direkt von Tier zu Tier (Luft, Sekrete) oder indirekt über Menschen, Fahrzeuge, Futter 
oder Transportkisten.  
In Deutschland besteht eine Impflicht für alle Hühner- und Putenhaltungen, auch für Hobbyhaltun-
gen.  
Das Virus ist für den Menschen weitgehend ungefährlich; Ansteckungen (z. B. Bindehautentzün-
dung) sind bei Geflügelhaltern selten.  
 
Am 04.03.2026 wurde der Ausbruch der Newcastle-Krankheit in einem Betrieb im Landkreis Mühl-
dorf a. Inn amtlich festgestellt. Die amtliche Feststellung des Ausbruchs im Landkreis Rottal-Inn er-
folgte am 26.03.2026. 
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Aus diesem Grund ist es notwendig eine Allgemeinverfügung mit genauer Festlegung der Schutzzo-
ne und der Überwachungszone und Anordnung der erforderlichen Schutzmaßnahmen zu erlassen. 
 

II. 
 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i .V.m. Abs. 2 GVVG sachlich und 
gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich gemäß Art. 10 VO (EU) 
2016/429 an Halter von, und damit verantwortliche Person für Geflügel (hier: Vögel, die zum Zwecke 
der Erzeugung von Fleisch, Konsumeiern, sonstigen Erzeugnissen, zur Wiederaufstockung von 
Wildbeständen bzw. zur Zucht von Vögeln für diese Bestimmungszwecke verwendet werden) und in 
Gefangenschaft gehaltene Vögel (Vögel, die aus anderen Gründen als Geflügel in Gefangenschaft 
gehalten werden, einschließlich derjenigen Vögel, die für Tierschauen, Wettflüge, Ausstellungen, 
Turnierkämpfe, zur Zucht oder zum Verkauf gehalten werden) in der genannten Schutz- oder Über-
wachungszone und an in der Überwachungszone liegende Betriebe, die tierische Nebenprodukte 
von Geflügel oder/und frisches Fleisch bzw. Schlachtnebenprodukte vom Geflügel/Federwild, Er-
zeugnisse aus frischem Fleisch vom Geflügel / Federwild, Bruteier von gehaltenen Vögeln oder Eier 
zum menschlichen Verzehr handhaben. 
 
Zu Ziffer 1: 
 
Am 03.03.2026 informierte uns das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit darüber, dass in den genommenen Proben Genom spezifisch für den Erreger der Newcastle 
Disease nachgewiesen wurde. Aus diesem Grund hat das Landratsamt Mühldorf a. Inn den Ver-
dacht des Ausbruchs der Newcastle-Krankheit amtlich festgestellt. 
Zur Pathotypisierung wurde das Probenmaterial am 03.03.2026 an das nationale Referenzlabor am 
Friedrich-Löffler-Institut weitergeleitet. Am 04.03.2026 wurde durch das Friedrich-Löffler-Institut im 
Ergebnis ein meso-/velogener Pathotyp nachgewiesen, so dass ein Fall von Newcastle Disease 
bestätigt vorliegt. Am 24.03.2026 informierte uns das Landratsamt Rottal-Inn darüber, dass in den 
genommenen Proben aus einem Betrieb des Landkreises Rottal-Inn Genom spezifisch für den Erre-
ger der Newcastle Disease nachgewiesen wurde. Zur Pathotypisierung wurde das Probenmaterial 
am 24.03.2026 an das nationale Referenzlabor am Friedrich-Löffler-Institut weitergeleitet. Am 
26.03.2026 wurde durch das Friedrich-Löffler-Institut im Ergebnis ein meso-/velogener Pathotyp 
nachgewiesen, so dass ein Fall von Newcastle Disease bestätigt vorliegt.  
 
Gemäß Artikel 39 i.V.m. Anhang X der VO (EU) 687/2020 kann die Schutzzone frühestens 21 Tage 
nach Durchführung der vorläufigen Reinigung und Desinfektion in dem Ausbruchsbestand sowie der 
Durchführung der erforderlichen Untersuchungen durch das Veterinäramt in der Schutzzone aufge-
hoben werden. Es handelt sich dabei um eine Ermessensnorm. 
Die vorläufige Reinigung und Desinfektion in dem betroffenen Bestand wurde am 06.03.2026 durch-
geführt. Die in der Schutzzone erforderlichen Untersuchungen aller Geflügelhaltungen wurden durch 
das Veterinäramt des Landkreises Mühldorf a. Inn abgeschlossen. Weitere Ausbrüche sind im Rah-
men der Untersuchungen nicht aufgetreten. 
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Auf Grund der Ergebnisse der durchgeführten Untersuchungen in der ehemaligen Schutzzone und 
dem Ergebnis der durch das Veterinäramt durchgeführten Risikobewertung wird von der Möglichkeit 
Gerbrauch gemacht, den frühestmöglichen Zeitpunkt für die Aufhebung zu wählen, sodass zu Guns-
ten der in der ehemaligen Schutzzone liegenden Geflügelhaltungen Lockerungen bezüglich der 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zugelassen werden. 
 
Deshalb wird die Allgemeinverfügung vom 26.03.2026 gem. Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG aufgehoben 
und durch diese Allgemeinverfügung ersetzt.   
 
Zu Ziffern 2 - 4: 
 
Die Bekämpfung der Newcastle Krankheit ist im EU-Recht in der Verordnung (EU) 2016/429 und 
Verordnung (EU) 2020/687 (zuletzt geändert durch die Verordnung 2021/1140) geregelt. 
Bei der Newcastle Krankheit handelt es sich um eine bekämpfungspflichtige Seuche der Kategorie A 
nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Nummer IV in Verbindung mit Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EU) 2016/429 in Verbindung mit Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 in Verbindung mit 
dem Anhang der Verordnung (EU) 2018/1882. Die Newcastle-Krankheit ist somit eine Seuche, für 
die unmittelbare Tilgungsmaßnahmen ergriffen werden müssen, sobald sie nachgewiesen wird. 
 
Diese Allgemeinverfügung dient der Umsetzung der Maßregeln des europäischen Rechts. 
 
Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zusätzlich zu den Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen festzulegen, so-
fern die nationalen Maßnahmen dem europäischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Aus-
breitung der Seuche erforderlich und verhältnismäßig sind. Die nationale Geflügelpest-Verordnung 
gilt somit in allen Teilen weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das europäische Recht 
stellt oder diesem widerspricht und die Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sind. Für die 
Newcastle-Krankheit gilt die Geflügelpest-Verordnung über den § 67 Abs. 2 weiter in der Fassung 
vom 20.12.2005. 
 
Der aktuelle Ausbruch der Newcastle-Krankheit am 04.03.2026 im Landkreis Mühldorf a. Inn ergibt 
sich aus folgenden Informationen: Ergebnisse klinischer Untersuchung, Laboruntersuchung und 
epidemiologischen Untersuchung. Die amtliche Bestätigung des Ausbruchs der hochpathogenen 
Geflügelpest erfolgt nach Art. 11 VO (EU) 2020/687. 
 
Der aktuelle Ausbruch der Newcastle-Krankheit am 26.03.2026 im Landkreis Rottal-Inn ergibt sich 
aus folgenden Informationen: Ergebnisse klinischer Untersuchung, Laboruntersuchung und epide-
miologischen Untersuchung. Die amtliche Bestätigung des Ausbruchs der hochpathogenen Geflü-
gelpest erfolgt nach Art. 11 VO (EU) 2020/687. 
 
Ist die Newcastle-Krankheit in einem Betrieb amtlich festgestellt, so richtet die zuständige Behörde 
eine Sperrzone ein, bestehend aus einer Schutzzone von mindestens 3 km Radius um den Aus-
bruchsbetrieb und einer Überwachungszone von mindestens 10 km Radius um den Ausbruchsbe-
trieb.  
 
Die kleinere Schutzzone ist ein Teilgebiet der größeren Überwachungszone und entspricht dem 
früheren Sperrbezirk nach nationalem Recht. Die Schutzzone enthält teilweise weitergehende Maß-
nahmen als die Überwachungszone. Nach Aufhebung der Schutzzone gelten die Maßnahmen der 
Überwachungszone weiter. Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 21 Abs. 1 
a) i. V. m. Anhang V und Anhang X der VO (EU) 2020/687.  
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Die Überwachungszone entspricht dem früheren Beobachtungsgebiet nach nationalem Recht und 
kann frühestens nach 30 Tagen aufgehoben werden. Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. Art. 39 Abs. 1 i. V. m. Anhang V und Anhang XI der VO (EU) 2020/687. Beide Zo-
nen bleiben bestehen, bis die jeweilige Festsetzung wieder aufgehoben wird. 
 
Bei der Festlegung sowohl der Schutzzone als auch der Überwachungszone wurde das Seuchen-
profil, die geografische Lage, ökologische und hydrologische Faktoren, Witterungsverhältnisse, Vek-
toren, die Ergebnisse durchgeführter epidemiologischer Untersuchungen, Ergebnisse von Labor-
tests, Seuchenbekämpfungsmaßnahmen und sonstige relevante epidemiologische Faktoren be-
rücksichtigt, soweit bekannt (Art. 64 Abs. 1 VO (EU) 2016/429), Strukturen des Handels und der 
örtlichen Geflügelhaltungen, das Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und 
Überwachungsmöglichkeiten und das Vorhandensein von Verarbeitungsbetrieben für Material der 
Kategorie 1 oder 2, soweit bekannt berücksichtigt.  
 
Zu Ziffer 5: 
 
Bei Ausbruch der Newcastle-Krankheit als Seuche der Kategorie A hat die Veterinärbehörde ent-
sprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüglich verschiedene Seuchenbekämp-
fungsmaßnahmen in der Sperrzone anzuordnen. Die Verbreitung der Newcastle Krankheit auf ande-
re Bestände erfolgt insbesondere durch den Handel mit diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen 
Produkten. Eine Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. durch kontaminierte (verunreinigte) 
Fahrzeuge, Personen, Geräte, Verpackungsmaterial, Kontakt zu Wildvögeln usw. Um einer Virus-
verschleppung aus infizierten Beständen vorzubeugen, darf das Betreuungspersonal den Stall nur 
nach Schuh- und Kleidungswechsel sowie gründlicher Reinigung und Desinfektion verlassen. Alle 
Materialien und Geräte, die im Stallbereich verwendet werden, müssen gründlich gereinigt und fach-
gerecht desinfiziert werden. 
 
Jede einzelne der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahme ist geeignet und erforderlich, um 
einer Ausbreitung der Newcastle-Krankheit entgegenzuwirken. Sie sind auch angemessen, da die 
wirtschaftlichen Nachteile welche die betroffenen Tierhalter durch die angeordneten Maßnahmen 
erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen Ausbruch der 
Newcastle-Krankheit für die gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, nach-
rangig sind. 
 
Zu Ziffer 6: 
 
Nach Art. 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter Anordnungen keine aufschiebende Wirkung. 
Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung für sonstige Anordnungen im besonde-
ren öffentlichen Interesse angeordnet werden. Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Bei der 
Newcastle-Krankheit handelt es sich um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche, 
deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen ein-
hergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und 
ohne zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der 
amtlichen Verfügung zur Prävention einer weiteren Verbreitung der Seuche gerichtlich festgestellt 
wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenste-
hendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen Klage. 
 
Zu Ziffer 7: 
 
Die Kostenentscheidung dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes 
zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
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Zu Ziffer 8: 
 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 
Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In 
einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender 
Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser 
Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Mühldorf a. Inn als bekannt gegeben gilt. 
 

Hinweise: 
 

 Bei Anlage 1 handelt es sich um eine Gesamtübersicht über die Schutz- und Überwachungs-
zone. Die genaue Zuordnung zur entsprechenden Zone kann über den nachfolgenden Link in 
einer interaktiven Karte nachvollzogen werden. 

 Meldepflicht für Geflügelhaltungen: Gemäß Artikel 84 Absatz 1 und 2 Verordnung (EU) 
2016/429 haben tierhaltende Betriebe dem Veterinäramt unverzüglich die Anzahl der gehalte-
nen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und der verendeten gehaltenen 
Vögel, sowie jede Änderung anzuzeigen. 

 Anzeigepflicht: Jeder Verdacht der Erkrankung auf die Newcastle-Krankheit ist dem Veteri-
näramt unverzüglich anzuzeigen (§ 4 TierGesG). 

 Ausnahmegenehmigungen: Für bestimmte Maßnahmen kann die Veterinärbehörde Ausnahmen 
genehmigen. Das gilt z. B. für die Absonderung und für das Verbringen von Geflügel, Legehen-
nen, Eintagsküken, Bruteiern, Konsumeiern, frischem Geflügelfleisch oder Fleischerzeugnissen 
oder tierischen Nebenprodukten. Bitte informieren Sie sich bei Bedarf beim Landratsamt Mühl-
dorf a. Inn, Veterinäramt, vetamt@lra-mue.de. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht München, 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
Mühldorf a. Inn, den 27.03.2026 
 
gez. 
Lenz Matthias 
Rechtlicher Vollzug 
Veterinäramt, Lebensmittelüberwachung  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


